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Florida-Rolf kehrt zurück
Keine Sozialstaatskürzungen ohne Hetze gegen Sozialschmarotzer –

von Charly Außerhalb*
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Florida-Rolf dürfte vielen express-Leser:innen noch in Erinnerung sein: Rolf J. lebte im Bun-
desstaat Florida in den USA und bezog dort Sozialhilfe aus Deutschland, weil er aufgrund ei-
ner  schweren Erkrankung nicht  nach Deutschland zurückkehren konnte.  Die  Bild-Zeitung
schlachtete diesen Fall im Sommer 2003 aus und titelte mit Schlagzeilen wie »Sind die völlig
bescheuert? Sozialamt zahlt Wohnung am Strand in Florida!« und »Er lacht uns alle aus!«1

Grundlage für den Bezug von Sozialhilfe im Ausland war eine Regelung im Bundesozial-
hilfegesetz, die ursprünglich für politisch Verfolgte des Nazi-Regimes gedacht war – weniger
als 1.000 Personen bezogen zum Zeitpunkt der Bild-Veröffentlichung entsprechende Leistun-
gen.2 Dennoch führte der mediale Druck »innerhalb weniger Monate zu einer Gesetzesände-
rung im Eil-Tempo – wohlgemerkt: ausgelöst von der Berichterstattung über eine einzige Per-
son.«3

Wie kaum ein anderer repräsentierte Rolf J. das Bild von der sozialen Hängematte, von der
»Sozialhilfe unter Palmen« – vom schönen Leben, dass sich die Leistungsberechtigten auf
Kosten der hart arbeitenden Bevölkerung machen. Es bildete eine Hintergrundmusik zu den
Hartz-Gesetzen, die unter anderem die Zusammenführung von Sozial- und Arbeitslosenhilfe
im SGB II (Hartz IV) beinhalteten und mit denen das bis dahin bestehende System sozialer
Sicherung weitgehend ausgehebelt wurde.

Die Hetze gegen Leistungsberechtigte hat in den vergangenen Jahren eine neue Konjunktur
erlebt und gespenstert nicht nur durch Boulevard-Medien wie die  Bild-Zeitung oder RTL II
(»Armes Deutschland«), sondern ist mittlerweile selbst im öffentlich-rechtlichen Rundfunk
angekommen (unter anderem »System Bürgergeld« im ZDF). Im Folgenden wird ein Blick
auf diese Entwicklung geworfen, die in der Einführung der »neuen Grundsicherung« durch
die schwarz-rote Koalition mündete. Im Vordergrund der Debatte stand dabei die Forderung
nach härteren Sanktionen gegen den skandalisierten Missbrauch von Sozialleistungen.

Blick zurück: von Hartz IV zur neuen Grundsicherung

Das Bundesverfassungsgericht  hatte  2019 geurteilt,  dass  die  Sanktionsregelungen aus  den
Hartz IV-Gesetzen teilweise nicht verfassungskonform sind. Vor diesem Hintergrund kündig-
te die Ampelregierung 2021 in ihrem Koalitionsvertrag ein »Sanktionsmoratorium« an, das
von Juli 2022 bis zur Einführung des Bürgergelds 2023 gelten sollte. Im Januar 2023 erfolgte
schließlich die Einführung des Bürgergelds. Damit wurden die Sanktionsmöglichkeiten ge-
genüber dem Moratorium zwar wieder leicht verschärft, aber gegenüber den restriktiven Re-

1 Stefan Sell hat diese Geschichte auf seinem Blog ausführlich kommentiert: Vom »Florida«- zum »Totalver-
weigerer-Rolf« und dem Einfluss von Einzel- und Kunstfiguren auf die sozialpolitische Gesetzgebung, 22. 
Januar 2026, https://aktuelle-sozialpolitik.de/

2 Wikipedia: Florida-Rolf
3 Stefan Sell, siehe oben
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gelungen aus der Hartz IV-Periode stellte die Reform dennoch eine – immerhin auch ver-
fassungskonforme – Verbesserung dar.

Die rechts-konservative und mediale Kritik konzentrierte sich 2023/24 vor allem auf die
Anhebung der Regelsätze, mit der Anreize gegen eine Aufnahme von Lohnarbeit gesetzt wor-
den seien. Mit der Skandalisierung der »explodierenden Kosten« suggerierte die rechtskonser-
vative Opposition damals, dass diese der Einführung des Bürgergelds geschuldet wären – hier
sei nur am Rande bemerkt, dass die Regelsätze über zwei Jahrzehnte der Inflation hinterher
hinkten und deren Erhöhung daher lediglich eine überfällige Anpassung darstellte, während
der sprunghafte Anstieg der Ausgaben wesentlich auf die hohe Zahl an Geflüchteten aus der
Ukraine zurückging, deren Zuzug politisch erwünscht und deren Gleichbehandlung mit Inlän-
der:innen durch die Aktivierung der Massenzustromrichtlinie der EU auch rechtlich gewollt
war.

Die FDP schloss sich schließlich diesem rechten Generalangriff auf die Leistungsberech-
tigten an und forderte eine Revision der Bürgergeld-Reform. Auch die SPD wurde schwach
und beugte sich dem Diskurs. Bereits im Dezember 2023 kündigte Arbeitsminister Hubertus
Heil die Verschärfung der Sanktionen für sogenannte Totalverweigerer an: »Wer aber nicht
mitzieht und sich allen Angeboten verweigert, muss mit härteren Konsequenzen rechnen. Die
Sanktionsmöglichkeiten  gegen Totalverweigerer  werden wir  daher  verschärfen« (Bild,  29.
Dezember 2023). Der SPD-Minister brachte damit das Bild des »Totalverweigerers« wieder
in die Diskussion, das von den Medien breit aufgegriffen wurde. »So wurde die Ausrufung
des Totalverweigerers durch Hubertus Heil zum diskursiven Ereignis.«4 Unter diesen Vorzei-
chen beschloss die Ampel bereits Anfang 2024, etwas mehr als ein Jahr nach Einführung des
neuen Bürgergelds, erste Kürzungen und schärfere Sanktionsmaßnahmen.

Nach dem Bruch der Ampelkoalition prägten die Figur des »Totalverweigerers« und die
Debatte um den angeblichen Missbrauch von Sozialleistungen den Wahlkampf. Während Lars
Klingbeil betonte, es gebe »kein Recht auf Faulheit«5, spekulierten seine späteren Koalitions-
partner von der CDU  mit ›nackten‹ Zahlen: Thorsten Frei, mittlerweile Chef des Bundes-
kanzleramts,  errechnete  zunächst  ein  Einsparpotenzial  von dreißig  Milliarden Euro.  Denn
wenn von 1,7 Millionen arbeitsfähigen Erwerbslosen eine Million in Arbeit gebracht würden,
führe dies zu Einsparungen von 15 Milliarden Euro beim Bürgergeld. Hinzu kämen dann
noch steuerliche Mehreinnahmen in Höhe von 15 Milliarden Euro.6

Der frischgebackene Kanzler Friedrich Merz korrigierte das Potenzial im April 2025 vor-
sichtig nach unten, nannte aber immerhin noch eine Summe von fünf Milliarden Euro, die
durch die Einführung der neuen Grundsicherung gespart werden könne. Im Referentenentwurf
aus dem November 2025, der 2026 weitgehend unverändert beschlossen wurden, schrumpfte
die Summe schließlich auf 850 Millionen zusammen. Auch diese Zahl bleibt jedoch hypothe-
tisch und es ist nicht gesagt, in welcher Zeitspanne sie realisiert würde.

Einsparungen durch vermehrte Arbeitsaufnahme?

Harald Thomé bemerkt in seinem Newsletter, die schwarz-rote Bundesregierung habe mit der
neuen Grundsicherung ein Sanktionsregime etabliert, »das in weiten Teilen restriktiver aus-
fällt  als das frühere Hartz-IV-System«7.  Das erklärte Ziel  dieser Sanktionen besteht darin,
Menschen wieder in Arbeit zu bringen. Daher ist es zunächst einmal wichtig, auf die Verzer-
rung dieser  Überlegung hinzuweisen.  René Böhme und Irene Dingeldey weisen in  einem
kürzlich veröffentlichten Beitrag8 darauf hin, dass von den rund 5,7 Millionen Menschen, die
im Dezember 2024 im Bürgergeldbezug waren, nur ein kleiner Teil dem ersten Arbeitsmarkt
zur Verfügung steht: 

4 IAB-Forschungsbericht 20/2025, S. 21
5 Tagesschau, 12. August 2024
6 Vgl. Thorsten Frei auf https://www.abgeordnetenwatch.de/, 12. Oktober 2025
7 Thomé Newsletter 16/2026, 03. Mai 2026
8 Böhme/Dingeldey, WSI Blog Teil 21, 9. März 2026; siehe auch: Böhme/Dingeldey: Die Renaissance des 

»arbeitsunwilligen Arbeitslosen« im öffentlichen Diskurs, in: Vierteljahreshefte zur Arbeits- und Wirt-
schaftsforschung, Nr. 4/2025
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• 1,7 Millionen Personen, vor allem Kinder und Jugendliche, sind überhaupt nicht erwerbs-
fähig,

• rund 800.000 Leistungsbezieher:innen sind erwerbstätig, aber ihr Einkommen reicht nicht
zur Existenzsicherung (sogenannte Aufstocker:innen),

• etwa 1,3 Millionen sind zwar formal erwerbsfähig, werden aber nicht als arbeitslos erfasst,
weil  sie  sich  zum Beispiel  in  Qualifizierungsmaßnahmen befinden oder  aufgrund von
Krankheit oder Betreuungspflichten vorübergehend nicht verfügbar sind.

Zu den verbleibenden rund 1,8 Millionen Personen im Bürgergeldbezug bemerken Böhme/
Dingeldey: »Der weitaus größte Teil ist nicht deshalb ohne Arbeit, weil er nicht arbeiten will,
sondern weil strukturelle Hürden den Zugang zum Arbeitsmarkt blockieren. So verfügen etwa
zwei Drittel über keinen Berufsabschluss, rund ein Drittel ist langzeitarbeitslos und fast die
Hälfte  berichtet  von gesundheitlichen Einschränkungen  –  Faktoren,  die  die  Arbeitsmarkt-
integration erheblich erschweren.«

Daneben gibt es weitere Hürden: So wird der Zugang zum Arbeitsmarkt mit zunehmendem
Alter immer schwieriger, ein Migrationshintergrund kann mit Sprachbarrieren, aufenthalts-
rechtlicher Unsicherheit oder rassistischer Diskriminierung verbunden sein.
• Hinzu kommt aber auch, dass zu wenige Stellen existieren. So wird in einem Bericht des

Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) festgestellt, dass der größte Teil der
erfolgreichen  Arbeitsmarktintegration  aus  dem  Bürgergeld  in  Hilfstätigkeiten  erfolgt:
»Dabei reicht die Zahl der offenen Stellen für solche Hilfstätigkeiten bei weitem nicht aus:
Im ersten Quartal 2025 gab es davon knapp 332.000. Dem standen rund 1,8 Millionen
arbeitslos gemeldete Bürgergeldbeziehende gegenüber.«9

Die Wiedereinführung des Vermittlungsvorrangs – Arbeit um jeden Preis –, die eine we-
sentliche Kehrtwende der neuen Grundsicherung gegenüber dem Bürgergeld darstellt, wirkt
vor diesem Hintergrund kontraproduktiv. Ein Schlüssel zu einer besseren Arbeitsmarktinte-
gration bestünde in einer Ausweitung von Qualifizierung und Weiterbildung, die jedoch mit
der Priorität auf Vermittlung deutlich geschwächt werden. Stattdessen soll mit den Sanktionen
Druck auf die Leistungsbezieher:innen ausgeübt werden, um dadurch die Integration in den
Arbeitsmarkt zu verbessern. Der Paritätische bemerkt dazu treffend:

»Die Sanktionsverschärfungen basieren auf der Unterstellung, dass Leistungsberechtigte
nicht arbeits- oder kooperationswillig seien und ihre Erwerbslosigkeit und Hilfebedürftigkeit
mit einem anderen individuellen Verhalten beenden könnten. Diese Sichtweise verkürzt Ar-
beitslosigkeit zu einem individuellen Motivationsproblem. Das strukturelle Problem Arbeits-
losigkeit  wird zu einem Charakterdefizit  der betroffenen Personen umdefiniert.  Dies führt
nicht nur zu verkürzten und kontraproduktiven Lösungsvorschlägen, sondern darüber hinaus
zu einer gesellschaftlichen Abwertung und Stigmatisierung der Leistungsberechtigten.«10

Schluss

Die Unterscheidung von Faulen und Fleißigen ist leider nicht nur von konservativer Seite be-
liebt, gerade die Sozialdemokratie tut sich immer wieder durch die Anrufung der »hart arbei-
tenden Mitte« hervor. Solidarität soll an Leistung gebunden werden – und wer nicht arbeitet,
soll auch nicht essen (so unter anderem Franz Müntefering). Übersehen – oder ausgeblendet –
wird bei dieser Vorstellung von »Gerechtigkeit«, dass es sich bei Erwerbslosigkeit um ein
strukturelles Problem der kapitalistischen Produktionsweise handelt und Perioden der »Voll-
beschäftigung« allenfalls vorübergehend auftreten. Eine ausreichende soziale Absicherung ist
daher im Interesse aller Lohnabhängigen.

Fern scheinen die Zeiten, als mit dem »Existenzgeld« ein unbedingtes, garantiertes und
ausreichendes Grundeinkommen gefordert wurde, das nicht an Lohnarbeit und Leistung ge-

9 Bernhard, Sarah und Benjamin Baisch: Leistungsminderungen im Jobcenter: Viele Menschen im Bürger-
geldbezug kennen die tatsächlichen Kürzungsbeträge nicht, IAB-Forum, 2.10.2025,
https://iab-forum.de/

10 Der Paritätische Gesamtverband: Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales, 21. November 2025, https://www.der-paritaetische.de/
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knüpft  wird.11 Gegenwärtig  scheint  es  kaum möglich,  solche  Forderungen auszusprechen,
ohne gesteinigt  zu  werden.  Angesichts  der  Hetze  gegen die  »Sozialschmarotzer«  sei  hier
dennoch an Peter Paul Zahl erinnert, der vor knapp einem halben Jahrhundert fragte:

»Liegt nicht eine großartige Perspektive darin, ein ganzes Leben lang nichts, aber auch gar
nichts für den Moloch Kapitalismus zu tun?«12

* Charly Außerhalb ist Mitglied der express-Redaktion.
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12 Peter Paul Zahl, Die Glücklichen, Berlin 1979, S. 200
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